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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Fabio De Masi, Jörg Cezanne,  
Klaus Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
– Drucksache 19/5468 – 

Position der Bundesregierung zu bisherigen und neuen Vorschlägen einer 
Europäischen Arbeitslosenversicherung 

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

Der Bundesminister der Finanzen Olaf Scholz hat Mitte Oktober 2018 den Vor-
schlag unterbreitet, eine europaweite Rückversicherung für nationale Arbeitslo-
senversicherungen zu schaffen. Bei dem Vorschlag handelt es sich um einen 
Teil einer deutsch-französischen Initiative für eine „Roadmap“ zur Stabilisie-
rung der Eurozone. Mit einer Europäischen Arbeitslosenversicherung soll ein 
Stabilisierungsmechanismus geschaffen werden, der asymmetrische konjunktu-
relle Entwicklungen in den Mitgliedsländern dämpft. 

1. Welche ressortübergreifenden Vereinbarungen gab es zu dieser Frage in der 
Bundesregierung? 

In der Erklärung von Meseberg vom 19. Juni 2018 haben der französische Staats-
präsident Emmanuel Macron und die Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel vorge-
schlagen, einen Haushalt für die Eurozone aufzustellen, um die Wettbewerbsfä-
higkeit, Konvergenz und Stabilisierung in der Eurozone zu fördern. Sie haben in 
diesem Zusammenhang vereinbart, das Thema eines Europäischen Stabilisie-
rungsfonds für nationale Arbeitslosenversicherungen für den Fall schwerer Wirt-
schaftskrisen, ohne dass es zu Transferzahlungen kommt, zu prüfen.  
Die Ressortabstimmung innerhalb der Bundesregierung zu diesen Fragen dauert 
an. 

2. Welche Position nimmt die Bundesregierung zum ursprünglichen Vorstoß 
des früheren EU-Kommissars für Soziales und Beschäftigung, László Andor 
im Jahr 2014 ein? 

Der ehemalige EU-Kommissar Lazlo Andor hatte 2014 eine europäische Arbeits-
losen(grund)versicherung vorgeschlagen. Der in Meseberg angesprochene Stabi-
lisierungsfonds für nationale Arbeitslosenversicherungen zielt dagegen auf die 
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Stützung nationaler Sicherungssysteme in schweren Krisen ab. Er stellt im Ge-
gensatz zu dem erwähnten Vorschlag keine genuine Arbeitslosenversicherung auf 
europäischer Ebene dar, die mit direkten Ansprüchen von arbeitslosen Arbeitneh-
mern auf Grundlage einer individuellen Versicherungsbeziehung verbunden 
wäre. 

3. Welche Bedingungen sollten nach Ansicht der Bundesregierung oder des 
Bundesfinanzministeriums gestellt werden, damit Kredite im Rahmen der 
Europäischen Arbeitslosenversicherung an EU-Mitgliedstaaten, deren Wäh-
rung der Euro ist, gewährt werden können? 

Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. Die Ressortabstimmung innerhalb 
der Bundesregierung zu diesen Fragen dauert an. 

4. Was versteht die Bundesregierung unter Minimalanforderungen an die Ar-
beitsmarktpolitik bzw. sind damit Strukturreformen zur Liberalisierung der 
Arbeitsmärkte oder Flexibilisierung der Lohnverhandlungssysteme ge-
meint? 

Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. Die Ressortabstimmung innerhalb 
der Bundesregierung zu diesen Fragen dauert an. 

5. Wie haben der französische Staatspräsident Emmanuel Macron und die fran-
zösische Regierung sowie Vertreter anderer EU-Mitgliedstaaten und der EU-
Institutionen bisher auf den neuen Vorschlag des deutschen Bundesfinanz-
ministers reagiert bzw. welche Gespräche haben dazu auf Arbeitsebene statt-
gefunden? 

Die europäischen Partner haben die Erklärung von Meseberg als wichtigen Bei-
trag zu den Verhandlungen zur Fortentwicklung der Wirtschafts- und Währungs-
union gewürdigt und positiv aufgenommen. Sie hat Einfluss gefunden in die ent-
sprechenden Verhandlungen im Rahmen der Eurogruppe im erweiterten Format. 
Darüber hinaus gehende neue Vorschläge liegen nicht vor. 

6. Welches Mindestvolumen der Kreditlinien ergibt sich nach Ansicht der Bun-
desregierung oder des Bundesfinanzministerium aus dem von Bundesfinanz-
minister Olaf Scholz vorgelegten Vorschlag einer europäischen Arbeitslo-
senversicherung bzw. welches Volumen oder abgesicherte Leistungsniveau 
der europäischen Arbeitslosenversicherung im Verhältnis zu nationalen Ar-
beitslosenversicherungen wird angestrebt? 

Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. Die Ressortabstimmung innerhalb 
der Bundesregierung zu diesen Fragen dauert an. 

7. Inwiefern ist für den von Bundesfinanzminister Olaf Scholz vorgelegten 
Vorschlag einer europäischen Arbeitslosenversicherung eine Änderung der 
Verträge notwendig, und inwiefern wird in der Bundesregierung eine inter-
gouvernementale vertragliche Grundlage erwogen? 

Eine belastbare rechtliche Bewertung ist erst auf der Grundlage eines konkreten 
Vorschlags der Bundesregierung möglich. Ein solcher liegt bisher nicht vor. 
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8. Inwiefern entspricht der Vorschlag des Bundesfinanzministers den Grundli-
nien der EU-Politik der Bundesregierung? 

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD spricht sich dafür aus, die 
EU finanziell zu stärken, damit sie ihre Aufgaben besser wahrnehmen kann. In 
diesem Sinne wollen „wir … insbesondere auch in enger Partnerschaft mit Frank-
reich die Eurozone nachhaltig stärken und reformieren, so dass der Euro globalen 
Krisen besser standhalten kann.“ (Zitat, Koalitionsvertrag Union & SPD; 19. Le-
gislaturperiode, Zeile 238 bis 239) 

9. Inwiefern hat die Richtlinienkompetenz der Bundeskanzlerin (Artikel 65 
Satz 1 des Grundgesetzes) in der Frage des Vorschlags des Bundesfinanzmi-
nisters Vorrang vor der Ressortkompetenz (Artikel 65 Satz 2 des Grundge-
setzes)? 

Gemäß Artikel 65 Satz 1 des Grundgesetzes (GG) bestimmt die Bundeskanzlerin 
die Richtlinien der Politik und trägt dafür die Verantwortung. Innerhalb dieser 
Richtlinien leitet jeder Bundesminister gemäß Artikel 65 Satz 2 GG seinen Ge-
schäftsbereich selbständig und unter eigener Verantwortung (zu Einzelheiten 
§§ 1 ff. der Geschäftsordnung der Bundesregierung). 

10. Wann wird das Thema voraussichtlich in der Bundesregierung sowie im 
Rahmen des Europäischen Rates bzw. der einschlägigen EU-Ministerräte be-
raten, und bis wann ist mit einer endgültigen Positionierung zu rechnen? 

Die Meinungsbildung innerhalb der Bundesregierung zum Gesamtkomplex eines 
Budgets für die Eurozone dauert an. In der Erklärung von Meseberg wurde ange-
kündigt, dass Frankreich und Deutschland bis zum Europäischen Rat im Dezem-
ber Vorschläge vorlegen. Dieser Gipfel im erweiterten Format wird den Stand der 
Arbeiten zur Fortentwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion diskutieren. 
Eurogruppenpräsident Centeno hat angekündigt, dass sich die Eurogruppe im er-
weiterten Format noch vor dem Gipfel im Dezember auch mit Instrumenten für 
Wettbewerbsfähigkeit, Konvergenz und Stabilisierung befassen wird. 

11. Welches Bundesministerium ist bei den Verhandlungen bzw. Ausarbeitun-
gen zu einer Europäischen Arbeitslosenversicherung innerhalb der Bundes-
regierung federführend? 

Das Bundesministerium der Finanzen ist federführend bei den Arbeiten zur Um-
setzung der Erklärung von Meseberg im Bereich der Vertiefung der Wirtschafts- 
und Währungsunion. Beim Thema eines Europäischen Stabilisierungsfonds für 
nationale Arbeitslosenversicherungen erfolgen die Arbeiten in enger Zusammen-
arbeit mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales.  

12. Welche Arbeitspapiere, Ressortvorlagen und ähnliche Dokumente zur Euro-
päischen Arbeitslosenversicherung existieren auf Ebene der Ministerien, und 
wann werden diese an den Deutschen Bundestag übermittelt? 

Die Ressortabstimmung innerhalb der Bundesregierung zu diesen Fragen dauert 
an. Es gibt bisher keine Position der Bundesregierung, die dem Deutschen Bun-
destag übermittelt werden könnte. Die Bundesregierung wird den Deutschen 
Bundestag entsprechend den Vorgaben des Gesetzes über die Zusammenarbeit 
von Bundesregierung und Deutschen Bundestag in Angelegenheiten der Europä-
ischen Union unterrichten.  
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